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Führung / Kommunikation

BFW-Mietendeckel-Umfrage: Schon jetzt führt der 
geplante Mietendeckel in Berlin zum Stopp von 
Investitionen, Sanierungen und Modernisierungen 
* BFW Landesverband Berlin/Brandenburg veröffentlicht repräsentative Umfrage unter privaten 
Wohnungsunternehmen – 84 Prozent der Mitgliedsunternehmen geben an, dass der geplante Mie-
tendeckel bereits heute konkrete Auswirkungen auf die Unternehmen und negative Folgen für den 
Wohnungsbestand hat 
* 72 Prozent der Unternehmen stoppen geplante Investitionen oder geben sie ganz auf 
* Drei Viertel der Kapitalgeber wie Banken und Pensionsfonds wollen in Berlin nicht mehr in den 
Wohnungsbau investieren
* 41 Prozent der Wohnungsunternehmen verlagern ihre Aktivitäten nach Brandenburg, 
* ein Drittel weicht in andere Bundesländer aus
* BFW bekräftigt, dass Erlass eines Mietendeckels in Berlin Verstoß gegen die Verfassung und mas-
siver Eingriff in das Eigentumsrecht ist

Die mittelständische Immobilienwirtschaft ist entsetzt über die aktuellen Bekanntmachungen zum Berliner 
Mietendeckel am vergangenen Wochenende. Die bisherigen Veröffentlichungen hinterlassen eine verhee-
rende Wirkung. So hat die geplante Einführung eines Mietendeckels durch den Berliner Senat schon jetzt 
negative Auswirkungen auf die private Immobilienwirtschaft. Wegen der Ungewissheit in der Mietenpolitik 
der rot-rot-grünen Landesregierung musste die große Mehrzahl der Unternehmen reagieren – mit drama-
tischen Folgen für den Wohnungsbestand: 72 Prozent der Unternehmen haben ihre geplanten Investitionen 
gestoppt – oder geben sie ganz auf. Deutlich mehr als die Hälfte der Unternehmen verzichten auf dringend 
erforderliche Sanierungen (61 Prozent) und haben geplante Modernisierungen ihres Wohnungsbestandes 
auf Eis gelegt (59 Prozent). 

http://www.wohnungswirtschaft-heute.de
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Das geht aus einer aktuellen, repräsentativen Umfrage des BFW Landesverbandes Berlin/Brandenburg un-
ter seinen Mitgliedsunternehmen hervor. An der Umfrage in der ersten und zweiten Augustwoche 2019 
beteiligten sich mehr als 60 private Unternehmen der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft. 84 Prozent 
der teilnehmenden Unternehmen gaben demnach an, dass der geplante Mietendeckel schon jetzt Auswir-
kungen auf sie hat.  

Mietsenkungen von teilweise mehr als 50 Prozent

„Schon die Ankündigung eines Mietendeckels in Berlin hat nicht nur die Mieterinnen und Mieter, sondern 
auch die Immobilienwirtschaft extrem verunsichert, obwohl noch nicht einmal ein Gesetzentwurf vorliegt. 
Immer wieder veröffentlicht die Stadtentwicklungssenatorin Details und präsentiert andere Vorschläge, 
womit sie Spekulationen anheizt und die dramatische Situation auf dem Wohnungsmarkt weiter verschärft. 
Das ist eine verantwortungslose Odyssee und ist meilenweit von der Realität am Berliner Wohnungsmarkt 
entfernt. Mietobergrenzen von höchstens acht Euro pro Quadratmeter wie am Wochenende klientelgetrie-
ben herauszuposaunen und damit einhergehende Mietsenkungen von teilweise mehr als 50 Prozent vorzu-
sehen, sind Beleg für den absoluten Realitätsverlust der Berliner Landesregierung“, sagt Susanne Klabe, die 
Geschäftsführerin des BFW Landesverbandes Berlin/Brandenburg e.V. 

Nicht nur die Berliner Immobilienwirtschaft ist alarmiert, sondern auch die Geldgeber wie Banken und 
Investoren sowie die bauausführenden Unternehmen selbst. So berichten drei Viertel der Unternehmen in 
der Umfrage, dass sie negative Signale und Reaktionen von ihren Investoren sowie Projektpartnern erhalten 
haben. Dramatisch wirkt sich insbesondere aus, dass drei Viertel der Endinvestoren, zu ihnen zählen unter 
anderen Banken, private Pensionsfonds, Krankenkassen und Family Offices, ihre Investitionen gestoppt 
haben und ihr Geld aus der Hauptstadt abziehen. 

Der Berlin-Motor kommt ins Stottern

„Fehlende Investitionen bedeuten: Es werden keine neuen Wohnungen gebaut. Die Mieterinnen und Mieter 
werden keine neue Wohnung mehr finden. Das ist verheerend für die Berliner Wirtschaft und ein katastro-
phales Signal für den Berliner Wohnungsmarkt. Mit seiner Politik torpediert der Senat sämtliche Aktivitä-
ten der Privatwirtschaft und ignoriert alle Erfordernisse der wachsenden Stadt“, sagt Susanne Klabe.  

Statt in Berlin in den Wohnungsneubau zu investieren, verlagern schon jetzt 41 Prozent der Mitgliedsunter-
nehmen ihre Bauaktivitäten ins Nachbarland Brandenburg. Jedes dritte Unternehmen will sein Geld nicht 
mehr in der Region sondern lieber in anderen Bundesländern ausgeben (34 Prozent). Viele Unternehmen 
wechseln auch ihr Geschäftsfeld und entwickeln keine Mietwohnungen mehr sondern Eigentumswohnun-
gen. Andere Unternehmen geben den Wohnungsneubau ganz auf und investieren künftig in Gewerbeob-
jekte (39 Prozent).

Der BFW Berlin/Brandenburg 
wirkt als starker Interessen-
verband in der Region mit 
der kraftvollen Stimme der 
privaten Immobilienunterne-
hmen. Er steht für Innova-
tion und Zukunftsthemen 
und bietet den Entscheidern 
der Branche als starker 
Interessenverband einen 
dauerhaften Innovationsvor-
sprung. Die BFW-Mitglied-
sunternehmen schaffen rund 
50 % des Wohnungsneubau-
volumens und sind damit die 
Hauptantriebskraft für die 
Stadtentwicklung in Berlin. 
14 der 20 leistungsfähigsten 
Projektentwickler und Bau-
träger der Hauptstadtregion 
sind Mitglied im BFW. 
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Verletzung der Eigentumsfreiheit

Der BFW erneuert seine Kritik am Berliner Mietendeckel und bekräftigt, dass die Einführung eines Mieten-
deckels durch das Land Berlin verfassungswidrig wäre. Zu diesem Ergebnis war im Frühjahr ein Rechtsgut-
achten gekommen, das die renommierte internationale Rechtsanwaltskanzlei Greenberg Traurig im Auftrag 
des BFW Landesverbandes Berlin/Brandenburg erarbeitet hatte. Demnach fehlt dem Berliner Gesetzgeber 
allein schon die erforderliche Gesetzgebungskompetenz, heißt es in dem Gutachten. Denn der Bund habe 
von seiner Gesetzgebungskompetenz bereits erschöpfend Gebrauch gemacht. Zudem stellt die Kappung der 
Mieten laut Rechtsgutachten auch eine unverhältnismäßige Beschränkung von Grundrechten, insbesonde-
re eine Verletzung der Eigentumsfreiheit nach dem Grundgesetz dar. 
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